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Fall 22: Die Doppelhaushälfte
(BGH, StV 2001, 576 f. mit Anm. Geppert, JK 02, StGB § 306 a/2; BGH, NJW 2000, 3581 ff.)

A bewohnte zusammen mit seiner Ehefrau und der gemeinsamen Tochter die im Eigentum der Eheleute stehende Doppelhaushälfte, während die andere Doppelhaushälfte von den Eheleuten N bewohnt wurde. Beide Hälften wurden durch ein gemeinsames Treppenhaus und einen gemeinsamen Flur im Erdgeschoß miteinander verbunden. Nach einem schwer wiegenden Ehestreit zog die Ehefrau des A mit der Tochter zu ihren Eltern und ließ über einen Rechtsanwalt mitteilen, dass sie sich endgültig von ihm trennen werde und nicht ins Haus zurückkehren werde.

Seine Verzweifelung teilte A dem F mit. Dieser überredete den A, seine Doppelhaushälfte anzuzünden, um so mit der Vergangenheit abzuschließen und seine finanziellen Probleme durch die Erlangung der Versicherungssumme zu lösen.

A setzte darauf seine Doppelhaushälfte in Brand und verließ das Haus. Die Eheleute N befanden sich zu dieser Zeit – wie A wusste – in ihrem Sommerurlaub. A wollte dadurch mit der gemeinsamen Vergangenheit abschließen.

Der Brand führte dazu, dass wesentliche Teile der A und seiner Ehefrau gehörenden Doppelhaushälfte beschädigt wurden. Das Feuer griff zum Glück der Eheleute N nicht auf deren Doppelhaushälfte über. Allerdings wurde diese durch infolge des Feuerwehreinsatzes eindringendes Löschwasser leicht in Mitleidenschaft gezogen, so dass Einrichtungsgegenstände der Eheleute N Schäden erlitten.

Wegen schneller Ermittlungen der Polizei kam es nicht zur Anzeige gegenüber der Feuerversicherung.

Strafbarkeit von A und F?

Lösungsskizze:

A. Strafbarkeit des A

I. Indem A seine Doppelhaushälfte angezündet hat, kann er sich nach § 306 a I StGB (schwere Brandstiftung) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand

a) Bezüglich der Doppelhaushälfte des A wurde diese zwar

aa) in Brand gesetzt, indem sie auch nach Entfernen des Zündstoffs selbstständig weiter brannte (vgl. Geppert, Jura 1998, 597 (598)).  
bb) Ein Gebäude, das „der Wohnung von Menschen dient“ lag jedoch diesbezüglich nicht mehr vor. Denn sowohl Ehefrau und Tochter wollten den Wohnzweck nicht mehr aufrechterhalten als auch A konkludent durch das Inbrandsetzen, so dass die Wohnung entwidmet war (vgl. BGHSt. 23, 114 f., BGHSt. 26, 121 (122), BGH, NStZ-RR 2005, 76, Geppert, Jura 1989, 417 (420) sowie Sch/Schr/Heine, 27. Aufl. 2006, § 306 a Rn. 5).
b) Bezüglich der Doppelhaushälfte der N

aa) lag zwar ein der Wohnung von Menschen dienendes Gebäude vor,

bb) es fehlt insoweit aber an einer Tathandlung: Die benachbarte Doppelhaushälfte fing selbst nicht an zu brennen. Und für eine teilweise Zerstörung wäre erforderlich, dass das Gebäude für jedenfalls drei Wochen bestimmungsgemäß nicht brauchbar also unbewohnbar wäre (vgl. BGHSt. 48, 14 (21)). Bloße Schäden an Einrichtungsgegenständen – die durch das Löschwasser und daher mittelbar durch das Inbrandsetzen entstanden sind – genügen nicht.
c) In Betracht kommt somit einzig ein Inbrandsetzen des gesamten Doppelhauses,

aa) da es wegen der weiterhin bestehenden Wohnbereitschaft der N ein taugliches Tatobjekt ist.

bb) Als Ganzes wurde es in Brand gesetzt, wenn es brandrechtlich als eine Einheit zu behandeln ist. Der BGH (StV 2001, 576 f. mit Anm. Geppert, JK 02, StGB § 306 a/2) geht bei einem Doppelhaus von einem einheitlichen Wohngebäude aus, wenn beide Hälften durch einheitliche gemeinsame Bauteile untrennbar miteinander verbunden sind, wie vorliegend durch das gemeinsame Treppenhaus und einen gemeinsamen Flur im Erdgeschoß.

2. Subjektiver Tatbestand: A handelte vorsätzlich, insoweit er die tatsächliche Bauweise des Hauses (gemeinsames Treppenhaus, gemeinsamer Flur) als Bewohner des Hauses kannte.


3. Rechtfertigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Das Gleiche gilt für Entschuldigungsgründe. Soweit A geglaubt hat, mit dem Anzünden nur seiner Doppelhaushälfte den Tatbestand nicht zu verwirklichen, lag ein Rechtsirrtum und damit ein bloßer Verbotsirrtum (§ 17 StGB) vor, der aber – bei Anstrengung des Gewissens und nach Konsultation eines Rechtsanwalts – vermeidbar gewesen wäre.


5. Ergebnis: A hat sich nach § 306 a I StGB strafbar gemacht.

II. Indem A seine Doppelhaushälfte anzündete, um die Versicherungssumme zu erlangen, kann er sich sogar nach § 306 b II Nr. 2 StGB (besonders schwere Brandstiftung) strafbar gemacht haben, wenn der geplante Versicherungsbetrug eine „andere Straftat“ im Sinne dieser Norm darstellen würde:
a) Die Rechtsprechung (vgl. nur BGHSt 45, 211 mit Anm. Otto, JK 00, StGB § 306 b/1 und BGHSt 45, 211 (217))  bejaht dies. 
Argumente? (1) Nach altem Recht (§ 307 StGB StGB a.F.) eine Absicht dahingehend bestehen musste, die Brandstiftung zur Begehung bestimmter genannter Delikte „auszunutzen“; durch den geänderten Wortlaut habe der Gesetzgeber zum Ausdruck bringen wollen,  dass die Absicht genüge, dass bei der Brandstiftung das Ziel verfolgt wird, eine andere Straftat, für die die Brandstiftung nicht als notwendiges Mittel erscheinen müsse, zumindest zu erleichtern. (2) Der besondere Unwert der schweren Brandstiftung liege in der Verknüpfung von Unrecht mit weiterem Unrecht (BGHSt 45, 211 (217) sowie Wolters, JR 1998, 271 (274)), wie dies auch bei § 211 II StGB anerkannt ist (BGH, NStZ 1996, 81). 
b) Im Schrifttum wird dagegen die Ausnutzung einer typischen Brandsituation (z.B. Ausnutzen der Panik) verlangt (Geppert, Jura 1998, 597 (604), Otto, JK 00, StGB § 306 b/1, Sch/Schr/Heine, 27. Aufl. 2006, § 306 b Rn. 10, Hecker, GA 1999, 339 f. und Mitsch, ZStW 111 (1999), 114), woran es vorliegend fehlen würde.

Argument? Die hohe Strafandrohung des § 306 b II Nr. 2 StGB gebiete eine restriktive Auslegung. 

c) Folgt man vorliegend der überzeugenden Rechtsprechung (Anmerkung: Dies erfolgt ausschließlich aus „klausurtaktischen Gründen“, wenngleich dies nicht als Argument in eine Klausur gehört!), so hat sich A auch nach § 306 b II Nr. 2 StGB strafbar gemacht.

III. Insoweit bereits die Doppelhaushälfte des A im gemeinsamen Eigentum der Eheleute stand, hat A mit dem Anzünden ein fremdes (weil zumindest in fremden Miteigentum) stehendes Gebäude vorsätzlich in Brand gesetzt und sich damit auch nach § 306 I Nr. 1 StGB (Brandstiftung) strafbar gemacht.
IV. Zugleich hat er damit auch eine Sachbeschädigung (§ 303 I StGB) begangen, insoweit der nach § 303 c StGB erforderliche Strafantrag gestellt wurde.
V. A hat zudem eine versicherte Sache in der Absicht, eine Versicherungsleistung zu erlangen, vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft in Brand gesetzt und sich somit nach § 265 I StGB (Versicherungsmissbrauch) strafbar gemacht.

VI. Konkurrenzen und Ergebnis: § 306 b II Nr. 2 StGB verdrängt im Wege der Spezialität den mit gleicher Handlung begangenen § 306 a I SGB. § 303 StGB wird durch § 306 StGB konkurrenzrechtlich verdrängt (Spezialität) und tritt – da § 306 StGB als Sachbeschädigungsdelikt das Eigentum schützt und §§ 306 a ff. StGB als gemeingefährliche Delikte die Allgemeinheit nicht im Wege der Subsidiarität (würde gleiches Rechtsgut voraussetzen!) – im Wege der Konsumtion (als typisches Begleitdelikt, wenn sich beide Delikte auf das gleiche Tatobjekt beziehen, wobei §§ 306 a ff. StGB unrechtsschwerer sind!) zurück (Geppert, JK 01, StGB § 306 b/2; aA BGH, NStZ 2001, 196 f. und MüKo-StGB/Radtke, § 306 Rn. 69: Spezialität sowie Sch/Schr/Heine, 27. Aufl. 2006, § 306 Rn. 24 und SK-StGB/Wolters/Horn, § 306 Rn. 21: Tateinheit). Der mit gleicher Handlung verwirklichte § 265 StGB steht hierzu in Tateinheit (BGHSt. 45, 211 (218 f.)).
A hat sich somit nach §§ 306 b II Nr. 2, 265, 52 I StGB strafbar gemacht.

B. Strafbarkeit des F

I. Indem F den A überredete, die Doppelhaushälfte anzuzünden, weckte er in A vorsätzlich den Entschluss zum Inbrandsetzen eines zur Wohnung von Menschen dienenden Gebäudes und hat sich daher nach §§ 306 a I Nr. 1, 26 StGB (Anstiftung zur schweren Brandstiftung) strafbar gemacht.
II. Fraglich ist, ob sich F durch seinen Ratschlag zugleich nach §§ 306 b II Nr. 2, 26 StGB (Anstiftung zur besonders schweren Brandstiftung) strafbar gemacht hat.


1. Objektiver Tatbestand: A hat sich nach § 306 b II Nr. 2 StGB strafbar gemacht und wurde von F hierzu bestimmt.


2. Subjektiver Tatbestand: F handelte mit Vorsatz sowohl bezüglich der Vollendung der Haupttat als auch des Bestimmens.

3. Es könnte jedoch nach § 28 II StGB zu einer Tatbestandsverschiebung kommen:
a) Die Ermöglichungsabsicht ist ein besonders persönliches Merkmal iSd § 14 I StGB.

b) Dieses wirkt im Verhältnis zu § 306 a I StGB strafschärfend.

c) Es kommt damit darauf an, ob es auch bei F vorgelegen hat. F wollte zwar, dass A seine Doppelhaushälfte anzündete, um die Versicherungssumme kassieren zu können, so dass diese Absicht auch bei ihm vorlag, wenn es ausreicht, dass „eine andere Straftat“ jene einer anderen Person (hier des A) sein könnte. Der besondere Unwert des § 306 b II Nr. 2 StGB liegt – wie oben dargelegt – in der Verknüpfung von Unrecht mit weiterem Unrecht. Da es keinen Unterschied machen kann, ob der Täter weiteres eigenes oder fremdes kriminelles Unrecht will, ändert an der Verknüpfung mit neuem Unrecht nichts. Wie im Rahmen des § 211 II StGB (vgl. hierzu BGHSt. 9, 180 ff. und Fischer, 56. Aufl. 2009, § 211 Rn. 63) genügt daher auch im Rahmen des § 306 b II Nr. 2 StGB die Absicht bezogen auf eine fremde Tat (BGH, NJW 2000, 3581 f.).
d) Zwischenergebnis: Eine Tatbestandsverschiebung kommt damit nicht in Betracht.


4. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


5. Ergebnis: F hat sich damit auch nach §§ 306 b II Nr. 2, 26 StGB strafbar gemacht.

III. Durch den Ratschlag an A hat sich F zugleich nach §§ 265, 26 StGB (Anstiftung zum Versicherungsmissbrauch) strafbar gemacht.
IV. Konkurrenzen und Ergebnis: Die Anstiftung zur schweren Brandstiftung wird im Wege der Spezialität durch die Anstiftung zur besonders schweren Brandstiftung verdrängt, die zur mit gleicher Handlung begangenen Anstiftung zum Versicherungsmissbrauch in Tateinheit steht. F hat sich nach §§ 306 b II Nr. 2, 26; 265, 26; 52 I StGB strafbar gemacht
